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Muster & Checkliste: 
Dienstwagen rechtssicher überlassen und zurückfordern

Soforthilfe für Arbeitgeber
Mit dieser Mustervereinbarung und der ergänzenden Checkliste regeln Sie die Überlassung eines Dienstwagens transparent, vermeiden Streit bei Privatnutzung, Freistellung oder Kündigung und reduzieren das Risiko teurer Nachzahlungen.
Wichtig: Die Musterformulierung sollte an den konkreten Einzelfall angepasst werden. Insbesondere Widerrufs-, Rückgabe- und Ausschlussklauseln müssen transparent und angemessen formuliert sein.

Teil 1: Mustervereinbarung Dienstwagen

Dienstwagenüberlassung zur dienstlichen und privaten Nutzung
Zwischen
[Arbeitgeber]
und
[Arbeitnehmer]
wird folgende Vereinbarung über die Überlassung eines Dienstwagens geschlossen:

§ 1 Überlassung des Fahrzeugs
Der Arbeitgeber stellt dem Arbeitnehmer für die Dauer seiner Tätigkeit als [Position/Funktion] einen Dienstwagen zur Verfügung.
Fahrzeug: [Hersteller, Modell, Kennzeichen, Fahrzeugklasse, Bruttolistenpreis]
Der Arbeitgeber ist berechtigt, dem Arbeitnehmer statt des genannten Fahrzeugs ein gleichwertiges Ersatzfahrzeug zu überlassen.

§ 2 Dienstliche Nutzung
Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, den Dienstwagen für dienstlich veranlasste Fahrten zu nutzen, soweit dem keine betrieblichen oder persönlichen Gründe entgegenstehen.
Dienstlich veranlasste Fahrten sind insbesondere:
· Fahrten zu Kunden, Geschäftspartnern oder Lieferanten,
· Fahrten zu auswärtigen Tätigkeitsstätten,
· Fahrten zwischen betrieblichen Standorten,
· sonstige vom Arbeitgeber angeordnete oder genehmigte Dienstfahrten.
Nutzt der Arbeitnehmer für eine Dienstreise ausnahmsweise sein Privatfahrzeug, bedarf dies der vorherigen Zustimmung des Arbeitgebers. Ohne vorherige Zustimmung besteht kein Anspruch auf Erstattung von Fahrtkosten, soweit der Dienstwagen für die dienstliche Fahrt zur Verfügung stand.

§ 3 Private Nutzung
Dem Arbeitnehmer wird widerruflich gestattet, den Dienstwagen auch privat zu nutzen.
Die Privatnutzung umfasst, soweit nicht anders geregelt:
· private Fahrten im Inland,
· Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte,
· private Urlaubsfahrten,
· die Nutzung durch den Arbeitnehmer außerhalb der Arbeitszeit.
Folgende Einschränkungen gelten:
· Eine Nutzung durch Dritte ist nur mit vorheriger Zustimmung des Arbeitgebers zulässig.
· Eine Nutzung durch Ehepartner, Lebenspartner oder Familienangehörige ist nur erlaubt, wenn dies ausdrücklich schriftlich genehmigt wurde.
· Auslandsfahrten bedürfen der vorherigen Zustimmung des Arbeitgebers.
· Der Arbeitnehmer hat vor Auslandsfahrten zu prüfen, ob Versicherungsschutz besteht und ob besondere Unterlagen erforderlich sind.

§ 4 Steuer- und sozialversicherungsrechtliche Behandlung
Die private Nutzung des Dienstwagens stellt einen geldwerten Vorteil dar. Dieser wird nach den jeweils geltenden steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften bewertet und abgerechnet.
Die Bewertung erfolgt nach:
☐ der 1-%-Regelung
☐ der Fahrtenbuchmethode
☐ folgender Regelung: [einfügen]
Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, bei Anwendung der Fahrtenbuchmethode ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch zu führen. Das Fahrtenbuch muss vollständig, zeitnah und nachvollziehbar sein.
Dem Arbeitnehmer ist bekannt, dass umfangreiche Privatfahrten, insbesondere Urlaubsfahrten, bei Anwendung der Fahrtenbuchmethode zu einem erhöhten geldwerten Vorteil führen können.

§ 5 Kostenregelung
Der Arbeitgeber trägt folgende Kosten des Dienstwagens:
· Leasing- oder Finanzierungskosten,
· Kfz-Steuer,
· gesetzlich vorgeschriebene Versicherungen,
· Wartung und Inspektion,
· Reparaturen bei vertragsgemäßem Gebrauch,
· dienstlich veranlasste Kraftstoffkosten.
Für private Fahrten gilt folgende Kostenregelung:
☐ Der Arbeitgeber trägt auch die Kraftstoffkosten für Privatfahrten.
☐ Der Arbeitnehmer trägt die Kraftstoffkosten für Privatfahrten selbst.
☐ Es gilt folgende abweichende Regelung: [einfügen]
Mautgebühren, Vignetten, Parkgebühren, Bußgelder und Verwarnungsgelder trägt der Arbeitnehmer selbst, soweit sie durch private Nutzung oder durch ein schuldhaftes Verhalten des Arbeitnehmers verursacht wurden.
Bußgelder, Verwarnungsgelder und sonstige Sanktionen wegen Verkehrsverstößen werden nicht vom Arbeitgeber übernommen.

§ 6 Pflichten des Arbeitnehmers
Der Arbeitnehmer verpflichtet sich,
· den Dienstwagen sorgfältig und pfleglich zu behandeln,
· die Betriebsanleitung und Wartungsvorgaben zu beachten,
· notwendige Wartungen, Inspektionen und Reparaturen rechtzeitig zu veranlassen oder dem Arbeitgeber zu melden,
· den Dienstwagen nicht unter Einfluss von Alkohol, Drogen oder fahruntüchtig machenden Medikamenten zu führen,
· den Dienstwagen nicht für rechtswidrige Zwecke zu verwenden,
· Unfälle, Schäden, Diebstahl oder Verlust unverzüglich dem Arbeitgeber zu melden,
· bei Unfällen die erforderlichen Feststellungen zu ermöglichen und die Polizei hinzuzuziehen, soweit dies erforderlich ist.
Der Arbeitnehmer darf technische Veränderungen, Umbauten oder Beklebungen am Fahrzeug nur mit vorheriger Zustimmung des Arbeitgebers vornehmen.



§ 7 Widerruf der Privatnutzung
Der Arbeitgeber kann die Gestattung der privaten Nutzung des Dienstwagens mit einer Frist von [z. B. zwei Wochen] widerrufen, wenn hierfür ein sachlicher Grund besteht.
Ein sachlicher Grund liegt insbesondere vor, wenn:
· der Arbeitnehmer den Dienstwagen aus dienstlichen Gründen nicht mehr benötigt,
· der Arbeitnehmer dauerhaft oder überwiegend im Innendienst tätig wird,
· sich die Tätigkeit oder Position des Arbeitnehmers so ändert, dass die Überlassung eines Dienstwagens nicht mehr vorgesehen ist,
· die Voraussetzungen der Dienstwagenberechtigung entfallen,
· der Arbeitnehmer über einen längeren Zeitraum arbeitsunfähig erkrankt ist und kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung mehr besteht,
· das Fahrzeug aus dringenden betrieblichen Gründen anderweitig benötigt wird,
· der Arbeitnehmer erheblich oder wiederholt gegen diese Dienstwagenvereinbarung verstößt,
· der Arbeitnehmer den Dienstwagen missbräuchlich nutzt.
Der Widerruf der Privatnutzung lässt die Überlassung zur dienstlichen Nutzung unberührt, soweit der Dienstwagen weiterhin für dienstliche Zwecke benötigt wird.

§ 8 Rückgabe des Dienstwagens
Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, den Dienstwagen einschließlich sämtlicher Schlüssel, Fahrzeugpapiere, Tankkarten, Ladekarten, Zubehörteile und sonstiger überlassener Gegenstände zurückzugeben, wenn:
· das Arbeitsverhältnis endet,
· die Privatnutzung wirksam widerrufen wurde,
· die dienstliche Nutzung nicht mehr erforderlich ist,
· der Arbeitgeber aufgrund berechtigter Interessen die Rückgabe verlangt,
· der Arbeitnehmer von der Arbeitsleistung freigestellt wird und der Dienstwagen nicht mehr dienstlich benötigt wird.
Die Rückgabe hat am Betriebssitz des Arbeitgebers oder an einem vom Arbeitgeber bestimmten Ort zu erfolgen.
Der Dienstwagen ist in einem ordnungsgemäßen Zustand zurückzugeben. Normale Gebrauchsspuren bleiben außer Betracht.



§ 9 Rückgabe bei Freistellung nach Kündigung
Wird der Arbeitnehmer nach Ausspruch einer Kündigung unter Fortzahlung der Vergütung von der Arbeitsleistung freigestellt, kann der Arbeitgeber die Rückgabe des Dienstwagens verlangen, wenn der Dienstwagen während der Freistellung nicht mehr dienstlich benötigt wird.
Soweit dem Arbeitnehmer dadurch die vereinbarte Privatnutzung entzogen wird, erhält er für die Dauer des Entzugs einen finanziellen Ausgleich in Höhe des entgehenden geldwerten Vorteils, sofern kein wirksamer Widerruf der Privatnutzung ohne Ausgleich erfolgt ist.
Der Ausgleich richtet sich nach dem steuerlich angesetzten geldwerten Vorteil der Privatnutzung, soweit keine andere rechtlich zulässige Berechnung vereinbart ist.

§ 10 Rückgabe bei Urlaub, Mutterschutz oder längerer Abwesenheit
Befindet sich der Arbeitnehmer im bezahlten Urlaub, im Mutterschutz oder in einer sonstigen bezahlten Abwesenheit, bleibt die Privatnutzung grundsätzlich bestehen, sofern kein wirksamer Widerrufsgrund vorliegt.
Der Arbeitgeber kann die vorübergehende Rückgabe verlangen, wenn das Fahrzeug aus dringenden betrieblichen Gründen benötigt wird. In diesem Fall erhält der Arbeitnehmer für den Zeitraum des Entzugs einen Ausgleich für den entgehenden geldwerten Vorteil.

§ 11 Haftung und Schäden
Für Schäden am Dienstwagen haftet der Arbeitnehmer nach den Grundsätzen der Arbeitnehmerhaftung.
Bei vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Beschädigung kann der Arbeitnehmer zum Ersatz des Schadens verpflichtet sein.
Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, Schäden unverzüglich zu melden. Eine eigenmächtige Reparatur ohne Zustimmung des Arbeitgebers ist nur zulässig, wenn sofortiges Handeln erforderlich ist, um größere Schäden abzuwenden.

§ 12 Fahrtenbuch
Soweit die Fahrtenbuchmethode angewendet wird, ist der Arbeitnehmer verpflichtet, das Fahrtenbuch ordnungsgemäß zu führen.
Das Fahrtenbuch muss insbesondere enthalten:
· Datum der Fahrt,
· Kilometerstand zu Beginn und Ende der Fahrt,
· Reiseziel,
· Reisezweck,
· aufgesuchte Geschäftspartner bei dienstlichen Fahrten,
· Kennzeichnung privater Fahrten,
· Kennzeichnung von Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte.
Nicht ordnungsgemäße Fahrtenbücher können steuerlich verworfen werden. Daraus entstehende steuerliche Nachteile trägt der Arbeitnehmer, soweit sie auf einer Pflichtverletzung des Arbeitnehmers beruhen.

§ 13 Mindestlohn und Pfändungsfreigrenzen
Die Parteien sind sich einig, dass die Dienstwagenüberlassung den gesetzlichen Mindestlohnanspruch nicht erfüllt.
Der Arbeitgeber prüft vor Überlassung des Dienstwagens, ob die laufende Geldvergütung des Arbeitnehmers trotz Anrechnung des geldwerten Vorteils die gesetzlichen Anforderungen, insbesondere Mindestlohn und Pfändungsfreigrenzen, wahrt.
Sollte sich aufgrund gesetzlicher Änderungen, geänderter persönlicher Verhältnisse oder geänderter Fahrzeugwerte ergeben, dass die Dienstwagenüberlassung zu rechtlichen Risiken führt, sind die Parteien verpflichtet, eine rechtlich zulässige Anpassung der Vergütungs- oder Dienstwagenregelung zu prüfen.

§ 14 Schlussbestimmungen
Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Textform, soweit gesetzlich zulässig.
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen unberührt.

Ort, Datum: ___________________________
Arbeitgeber: ___________________________
Arbeitnehmer: ___________________________




Teil 2: Checkliste für Arbeitgeber

Dienstwagen rechtssicher überlassen
Nutzen Sie diese Checkliste vor jeder Dienstwagenüberlassung und bei jeder Änderung der Fahrzeug- oder Vergütungsregelung.

1. Vor der Überlassung prüfen
	Prüffrage
	Erledigt

	Ist klar, aus welchem Grund der Arbeitnehmer einen Dienstwagen erhält?
	☐

	Ist geregelt, ob der Dienstwagen nur dienstlich oder auch privat genutzt werden darf?
	☐

	Wurde der Bruttolistenpreis des Fahrzeugs dokumentiert?
	☐

	Ist entschieden, ob die 1-%-Regelung oder die Fahrtenbuchmethode angewendet wird?
	☐

	Wurde geprüft, ob der Arbeitnehmer trotz Dienstwagen noch ausreichend Geldvergütung erhält?
	☐

	Wurde geprüft, ob der gesetzliche Mindestlohn in Geld erfüllt wird?
	☐

	Wurde geprüft, ob der geldwerte Vorteil den pfändbaren Teil des Arbeitsentgelts übersteigen kann?
	☐

	Sind Unterhaltspflichten des Arbeitnehmers bekannt oder abgefragt worden?
	☐

	Wurde dokumentiert, welche Kosten der Arbeitgeber und welche der Arbeitnehmer trägt?
	☐



2. Pfändungsfreigrenzen und Sachbezug prüfen
Besonders wichtig ist diese Prüfung, wenn der Dienstwagen auch privat genutzt werden darf.
	Prüffrage
	Erledigt

	Wurde das monatliche Bruttoarbeitsentgelt ermittelt?
	☐

	Wurden Sachbezüge, insbesondere der Dienstwagen, berücksichtigt?
	☐

	Wurde der pfändbare Teil des Arbeitsentgelts anhand der Pfändungstabelle geprüft?
	☐

	Wurde berücksichtigt, ob der Arbeitnehmer unterhaltspflichtig ist?
	☐

	Wurde geprüft, ob der Ehepartner eigenes Einkommen hat?
	☐

	Wurde geprüft, ob der Wert des Sachbezugs höher ist als der pfändbare Betrag?
	☐

	Wurde das Ergebnis dokumentiert?
	☐


Merksatz:
Der Wert des Dienstwagens als Sachbezug darf nicht größer sein als der pfändbare Teil des Arbeitsentgelts. Andernfalls drohen Nachzahlungsansprüche des Arbeitnehmers.

3. Mindestlohn prüfen
	Prüffrage
	Erledigt

	Wird der gesetzliche Mindestlohn durch Geldzahlung erfüllt?
	☐

	Wurde der Dienstwagen nicht auf den Mindestlohn angerechnet?
	☐

	Wurde geprüft, ob durch Entgeltumwandlung oder Gehaltsverzicht ein Mindestlohnproblem entsteht?
	☐

	Wurde die Prüfung dokumentiert?
	☐


Achtung:
Ein Dienstwagen erfüllt den Mindestlohnanspruch nicht. Sinkt die Geldvergütung unter den gesetzlichen Mindestlohn, können Nachzahlungen und Sozialversicherungsbeiträge fällig werden.

4. Privatnutzung klar regeln
	Prüffrage
	Erledigt

	Ist ausdrücklich geregelt, ob Privatfahrten erlaubt sind?
	☐

	Ist geregelt, ob Familienangehörige oder Dritte fahren dürfen?
	☐

	Ist geregelt, ob Urlaubsfahrten erlaubt sind?
	☐

	Ist geregelt, ob Auslandsfahrten erlaubt sind?
	☐

	Ist geregelt, wer Maut, Vignetten, Parkgebühren und Bußgelder trägt?
	☐

	Ist geregelt, wer Kraftstoffkosten für Privatfahrten trägt?
	☐

	Sind Tankkarten- oder Ladekartenregelungen dokumentiert?
	☐



5. Dienstreisen und Privatfahrzeug
	Prüffrage
	Erledigt

	Ist geregelt, dass für Dienstreisen grundsätzlich der Dienstwagen zu nutzen ist?
	☐

	Ist geregelt, wann ausnahmsweise ein Privatfahrzeug genutzt werden darf?
	☐

	Ist eine vorherige Genehmigung für Privatfahrzeugnutzung vorgesehen?
	☐

	Ist geregelt, ob und in welcher Höhe Fahrtkosten erstattet werden?
	☐

	Sind Mitarbeiter darauf hingewiesen, dass Privatfahrzeugnutzung trotz verfügbarem Dienstwagen steuerliche Nachteile haben kann?
	☐



6. Fahrtenbuch oder 1-%-Regelung
	Prüffrage
	Erledigt

	Ist die Bewertungsmethode dokumentiert?
	☐

	Bei Fahrtenbuch: Wurde der Arbeitnehmer zur ordnungsgemäßen Führung verpflichtet?
	☐

	Bei Fahrtenbuch: Wird regelmäßig geprüft, ob das Fahrtenbuch vollständig ist?
	☐

	Wurde der Arbeitnehmer darauf hingewiesen, dass Urlaubsfahrten den Privatanteil stark erhöhen können?
	☐

	Wurde beachtet, dass ein unterjähriger Wechsel der Methode grundsätzlich nicht möglich ist?
	☐



7. Widerruf und Rückgabe
	Prüffrage
	Erledigt

	Ist die Privatnutzung ausdrücklich widerruflich vereinbart?
	☐

	Sind konkrete Widerrufsgründe genannt?
	☐

	Ist eine angemessene Frist für den Widerruf vorgesehen?
	☐

	Ist geregelt, wann der Dienstwagen zurückzugeben ist?
	☐

	Ist geregelt, was bei Kündigung und Freistellung gilt?
	☐

	Ist geregelt, ob bei Entzug der Privatnutzung ein Ausgleich gezahlt wird?
	☐

	Ist die Rückgabe von Schlüssel, Papieren, Tankkarten und Zubehör geregelt?
	☐


Wichtig:
Ein Dienstwagen mit Privatnutzung ist Teil der Vergütung. Wird er während einer Freistellung entzogen, kann ein finanzieller Ausgleich erforderlich sein.

8. Freistellung nach Kündigung
	Prüffrage
	Erledigt

	Gibt es eine wirksame Freistellungsklausel im Arbeitsvertrag?
	☐

	Gibt es eine wirksame Dienstwagenklausel zur Rückgabe bei Freistellung?
	☐

	Wurde geprüft, ob ein berechtigtes Interesse an der Freistellung besteht?
	☐

	Wurde geprüft, ob die Privatnutzung entschädigungslos entzogen werden darf?
	☐

	Wurde der geldwerte Vorteil für einen möglichen Ausgleich berechnet?
	☐

	Wurde die Rückgabe schriftlich verlangt und dokumentiert?
	☐



9. Ausschlussklauseln prüfen
	Prüffrage
	Erledigt

	Enthält der Arbeitsvertrag eine Ausschlussfrist?
	☐

	Beginnt die Frist erst mit Fälligkeit des Anspruchs?
	☐

	Beträgt die Frist mindestens drei Monate?
	☐

	Sind Mindestlohnansprüche ausdrücklich ausgenommen?
	☐

	Wurde die Klausel auf Aktualität und Wirksamkeit geprüft?
	☐


Hinweis:
Unwirksame Ausschlussklauseln helfen im Streitfall nicht. Dann kann die gesetzliche Verjährungsfrist gelten.

Kurzfazit für Arbeitgeber
Ein Dienstwagen ist mehr als ein beliebter Benefit. Sobald Privatnutzung erlaubt ist, wird er Teil der Vergütung. Deshalb sollten Arbeitgeber vor der Überlassung immer prüfen:
1. Ist die Geldvergütung trotz Dienstwagen hoch genug?
2. Bleiben Mindestlohn und Pfändungsfreigrenzen gewahrt?
3. Ist die Privatnutzung sauber geregelt?
4. Gibt es wirksame Widerrufs- und Rückgaberegeln?
5. Ist klar, was bei Kündigung und Freistellung passiert?
Wer diese Punkte dokumentiert, reduziert das Risiko von Nachzahlungen, Sozialversicherungsforderungen und Schadensersatzansprüchen erheblich.
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